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Schwerbehinderten unter den Voraussetzungen des § 3 
einstellt und beschäftigt.

(2) Die Leistungsempfänger sind im Bewilligungsbescheid 
zu verpflichten, den Eintritt der Voraussetzungen nach Ab­
satz 1 anzuzeigen.

§ 1 1
Nachträgliche Anrechnung vergleichbarer 

Leistungen

(1) Über den Antrag auf Zahlung des Zuschusses ist unver­
züglich nach Eingang des Antrages zu entscheiden. Der Zu­
schuß ist bei Vorliegen der Voraussetzung im übrigen auch 
dann zu bewilligen, wenn eine vergleichbare Leistung der 
Zentralen Arbeitsverwaltung oder eines Rehabilitationsträ­
gers gemäß § 7 beantragt, über den Antrag aber noch nicht 
entschieden ist.

(2) Wird dem Arbeitgeber eine vergleichbare Leistung be­
willigt, hat die Zentrale Arbeitsverwaltung ihren Bewilli­
gungsbescheid über Zuschüsse nach diesem Abschnitt für die 
Zukunft insoweit aufzuheben, als der Zuschuß der vergleich­
baren Leistung entspricht. Die Erstattung der nachrangig er­
brachten Zuschüsse an die Zentrale Arbeitsverwaltung durch 
den vorrangigen Träger bestimmt sich nach dem Gesetz über 
die Sozialversicherung.

§ 12

Erfassung der Förderfälle und 
Berichterstattung

Die Zentrale Arbeitsverwaltung stellt die Zahl der geför­
derten Arbeitgeber und Schwerbehinderten, weitere Tatbe­
stände und ausgewählte Merkmale sowie die Höhe der er­
forderlichen Aufwendungen und Ausgaben nach näherer Be­
stimmung des Ministers für Arbeit und Soziales fest. Sie teilt 
diesem die Ergebnisse der Erfassung in regelmäßigen Ab­
ständen mit.

Zweiter Abschnitt

Förderung der Eingliederung Schwerbehinderter 
in das Arbeits- und Berufsleben aus Mitteln der 

Ausgleichsabgabe durch die Hauptfürsorgestellen

§13

Verwendungszwecke

(1) Die Hauptfürsorgestellen haben die ihnen zur Verfü­
gung stehenden Mittel der Ausgleichsabgabe einschließlich 
der Zinsen, der Tilgungsbeträge aus Darlehen, der zurück­
gezahlten Zuschüsse sowie der unverbrauchten Mittel des 
Vorjahres zu verwenden für folgende Leistungen:

1. Leistungen zur Förderung des Arbeits- und Ausbildungs­
platzangebots für Schwerbehinderte,

2. Leistungen zur begleitenden Hilfe im Arbeits- und Be­
rufsleben, einschließlich der Durchführung von Aufklä- 
rungs-, Schulungs- und Bildungsmaßnahmen,

3. Leistungen für Einrichtungen zur Eingliederung Schwer­
behinderter in das Arbeits- und Berufsleben und

4. Leistungen zur Durchführung von Forschungs- und Mo­
dellvorhaben auf dem Gebiet der Eingliederung Schwer­
behinderter in das Arbeits- und Berufsleben, sofern ihnen 
ausschließlich oder überwiegend regionale Bedeutung zu­
kommt oder beim Minister für Arbeit und Soziales be­
antragte Mittel aus dem Ausgleichsfonds nicht erbracht 
werden konnten.

(2) Die Mittel der Ausgleichsabgabe sind vorrangig für die 
Förderung nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 zu verwenden.

(3) Die Hauptfürsorgestellen können sich an der Förderung 
von Vorhaben nach § 40 Abs. 2 durch den Ausgleichsfonds be­
teiligen.

1. Unterabschnitt

Leistungen zur Förderung des Arbeits- und 
Ausbildungsplatzangebots für Sch wer behinderte

§ 14
Leistungen an Arbeitgeber zur Schaffung 

von Arbeits- und Ausbildungsplätzen 
für Schwerbehinderte

(1) Arbeitgeber können Darlehen oder Zuschüsse bis zur 
vollen Höhe der entstehenden notwendigen Kosten zu den 
Aufwendungen für folgende Maßnahmen erhalten:

1. die Schaffung neuer geeigneter, erforderlichenfalls be­
hinderungsgerecht ausgestatteter Arbeitsplätze in Be­
trieben oder Dienststellen für Schwerbehinderte,
a) die ohne Beschäftigungspflicht oder über die Beschäf­

tigungspflicht hinaus (§ 5 des Schwerbehindertengeset­
zes) eingestellt werden sollen,

- b) die im Rahmen der Erfüllung der besonderen Beschäf­
tigungspflicht gegenüber im Arbeits- und Berufsleben 
besonders betroffenen Schwerbehinderten (§ 6 des 
Schwerbehindertengesetzes) eingestellt werden sol­
len,

c) die nach einer längerfristigen Arbeitslosigkeit von 
mehr als 12 Monaten eingestellt werden sollen,

d) die im Anschluß an eine Beschäftigung in einer aner­
kannten Werkstatt für Behinderte eingestellt werden 
sollen oder

e) die zur Durchführung von Maßnahmen der besonde­
ren Fürsorge und Förderung nach § 14 Abs. 2 Satz 1 
und Abs. 3 Satz 1 und 2 des Schwerbehindertengeset­
zes auf einen neu zu schaffenden Arbeitsplatz umge­
setzt werden sollen oder deren Beschäftigungsverhält­
nis ohne Umsetzung auf einen neu zu schaffenden Ar­
beitsplatz enden würde,

2. die Schaffung neuer geeigneter, erforderlichenfalls behin­
derungsgerecht ausgestatteter Ausbildungsplätze und 
Plätze zur sonstigen beruflichen Bildung für Schwerbe­
hinderte, insbesondere zur Teilnahme an Maßnahmen 
zur beruflichen Rehabilitation, in Betrieben oder Dienst­
stellen,

wenn gewährleistet wird, daß die geförderten Plätze für einen 
nach Lage des Einzelfalles zu bestimmenden langfristigen 
Zeitraum Schwerbehinderten Vorbehalten bleiben. Leistungen 
können auch zu den Aufwendungen erbracht werden, die 
durch die Ausbildung Schwerbehinderter im Gebrauch der 
nach Satz 1 geförderten Gegenstände entstehen.

(2) Leistungen sollen nur erbracht werden, wenn sich der 
Arbeitgeber in einem angemessenen Verhältnis an den Ge­
samtkosten beteiligt. Sie können nur erbracht werden, so­
weit Mittel für denselben Zweck nicht von anderer Seite zu 
erbringen sind oder erbracht werden. Art und Höhe der Lei­
stung bestimmen sich nach den Umständen des Einzelfalles. 
Darlehen sollen mit jährlich 10 vom Hundert getilgt werden ; 
von der Tilgung kann im Jahr der Auszahlung und dem dar­
auf folgenden Kalenderjahr abgesehen werden. Auch von der 
Verzinsung kann abgesehen werden.

(3) Die behinderungsgerechte Ausstattung von Arbeits- und
Ausbildungsplätzen und die Einrichtung von Teilzeitarbeits­
plätzen können, wenn Leistungen nach Absatz 1 nicht erbracht 
werden, nach den Vorschriften über die begleitende Hilfe im 
Arbeits- und Berufsleben (§ 25) gefördert werden. „ .

§15

Schwerbehinderten-Sonderprogramme

Die Hauptfürsorgestellen können der Zentralen Arbeits­
verwaltung Mittel der Ausgleichsabgabe zur Durchführung 
befristeter regionaler Sonderprogramme gemäß § 33 Abs. 3 
des Schwerbehindertengesetzes zuweisen.


